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Am 12. April 2026 wählten die Bürgerinnen und Bürger Benins einen neuen Präsidenten. Der 
bisherige Finanzminister und Kandidat des Regierungsbündnisses, Romuald Wadagni, ging 
mit 94,05 % der Stimmen als eindeutiger Sieger aus dem Urnengang hervor. Sein einziger 
Gegenkandidat, Paul Hounkpè, Vorsitzender der Oppositionspartei Forces Cauris pour un Bénin 
Émergent, blieb mit knapp sechs Prozent deutlich zurück. Angesichts des Ausschlusses der 
wichtigsten Oppositionspartei Les Démocrates galt der Wahlausgang bereits im Vorfeld als 
weitgehend sicher. Vor diesem Hintergrund rückte weniger der Wahlausgang als vielmehr die 
Wahlbeteiligung in den Mittelpunkt der Beobachtung.  
 
Reformpolitik als Instrument politischer Steuerung 
 
Die Präsidentschaftswahl steht exemplarisch für ein zunehmend verbreitetes Muster in 
Westafrika: formal kompetitive Wahlen, deren politischer Wettbewerb jedoch strukturell stark 
eingeschränkt ist. Insbesondere das Fehlen der größten Oppositionspartei Les Démocrates, die 
mangels ausreichender parlamentarischer und kommunaler Patenschaften (Parrainages) – 
also der im beninischen Wahlrecht vorgesehenen formalen Unterstützung durch 
Abgeordnete und kommunale Mandatsträger – nicht zur Wahl zugelassen wurde, reduzierte 
die Konkurrenz auf ein Minimum. Die Partei konnte nur 27 der gesetzlich vorgeschriebenen 
28 Unterstützungsunterschriften solcher Mandatsträger vorlegen. Damit war das politische 
Feld bereits vor dem Wahltag so verengt, dass ein Machtwechsel äußerst unwahrscheinlich 
war und der Wahlprozess vielmehr die Kontinuität der Regierung bestätigte. 
 
Die eingeschränkte Auswahl der Kandidaten für die Wahlen ist das Ergebnis tiefgreifender 
institutioneller Reformen, die der scheidende Präsident Patrice Talon seit seinem Amtsantritt 
2016 umgesetzt hat. Zentrale Elemente waren die Neuordnung des Parteiensystems sowie 
eine schrittweise Verschärfung des Wahlrechts und der Bedingungen für die Zulassung von 
Kandidaturen. 
 
Die Reform des Parteiengesetzes im Jahr 2018 erhöhte die Hürden für die Gründung und den 
Fortbestand politischer Parteien erheblich. Innerhalb weniger Jahre schrumpfte das 
Parteiensystem von über 200 registrierten Parteien auf weniger als 15. Dieser Prozess 
begünstigte die Eingliederung kleiner Parteien in zwei große, regierungsnahe politische 
Formationen – die Union Progressiste le Renouveau und den Bloc Républicain. Lediglich wenige 
Parteien verblieben außerhalb dieses Mehrheitsblocks, darunter Les Démocrates als wichtigste 
Oppositionskraft sowie die Forces Cauris pour un Bénin Émergent, eine als moderat geltende 
Oppositionspartei, deren Vorsitzender Paul Hounkpè bei dieser Präsidentschaftswahl als 
einziger Gegenkandidat zur Regierung antrat. 
 



 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 
Länderbericht April 2026 2
  

Ergänzt wurde diese Entwicklung durch die Einführung und spätere Verschärfung des 
sogenannten Parrainage-Systems im Jahr 2019. Für die Präsidentschaftswahlen 2026 mussten 
Kandidaten die Unterstützung von 20% der Abgeordneten und/ oder Bürgermeister 
vorweisen (gegenüber 15 % vor der Reform im Jahr 2024). Da Parlament und Kommunen 
nahezu vollständig von Parteien des Regierungsbündnisses kontrolliert werden, fungiert 
dieses Instrument faktisch als Vorauswahlmechanismus für Kandidaturen und erschwert 
insbesondere oppositionelle Bewerbungen. 
 
Ruhiger Wahltag bei begrenzter gesellschaftlicher Mobilisierung 
 
Die Wahl selbst verlief aus organisatorischer Sicht überwiegend ruhig und ohne größere 
sicherheitsrelevante Vorfälle. Die Wahlkommission sowie internationale Beobachter wie die 
Westafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) bescheinigten einen ordnungsgemäßen 
Ablauf. Gleichzeitig berichteten zivilgesellschaftliche Wahlbeobachter über Unregel-
mäßigkeiten, darunter vorzeitig geöffnete Wahllokale und vereinzelt bereits vor Öffnung der 
Wahllokale gefüllte Urnen. 
 
Auffällig bleibt vor allem die ungleiche Wahlbeteiligung. Während in ländlichen Regionen eine 
vergleichsweise höhere Mobilisierung stattfand, blieb die Beteiligung in urbanen Zentren wie 
Cotonou und Porto Novo deutlich geringer. Die offiziell angegebene Beteiligung von knapp 
59 % steht damit im Spannungsfeld zu einer anhaltenden politischen Demobilisierung in 
städtischen und oppositionell geprägten Milieus. 
 
Wirtschaftlicher Erfolg vs. demokratischer Rückbau 
 
Unbestritten sind die wirtschaftspolitischen Fortschritte der letzten Dekade. Unter Präsident 
Talon – und insbesondere unter Wadagnis Leitung als Finanzminister – gelang es Benin, seine 
Staatsfinanzen zu stabilisieren, die Verschuldung zu kontrollieren und umfangreiche 
Infrastrukturprojekte umzusetzen. Das Land verzeichnete über Jahre hinweg stabile 
Wachstumsraten von über 6 %, gewann das Vertrauen internationaler Investoren und 
verbesserte sein makroökonomisches Profil.1 
 
Diese Erfolge stehen jedoch im Kontrast zu einem spürbaren Rückbau demokratischer und 
rechtsstaatlicher Standards. Die Einschränkung und Verhaftung oppositioneller Akteure, die 
zunehmende Kontrolle von Medien und Zivilgesellschaft sowie die institutionelle Regulierung 
politischer Konkurrenz haben das zuvor als demokratisches Vorzeigeland geltende Benin 
nachhaltig verändert.2 Die Wahl Wadagnis bestätigt damit ein unausgesprochenes 
gesellschaftliches Tauschgeschäft: wirtschaftliche Stabilität und staatliche Leistungsfähigkeit 
auf der einen Seite, Einschränkungen des politischen Pluralismus und der demokratischen 
Teilhabe auf der anderen. Diese Entwicklung spiegelt sich auch im Demokratieindex 2025 des 
Economist wider, der Benin als „Hybridregime“ klassifiziert, während es noch vor zehn Jahren 
der Kategorie der „unvollständigen Demokratien“ zugeordnet wurde. 
 
  

 
1 Trotz guter wirtschaftlicher Bilanz und einer raschen Entwicklung liegt die Armutsquote in Benin jedoch weiterhin bei 
über 30 %. Im Human Development Index belegt Benin Platz 173 von 193. 
2 Im Jahr 1991, mit dem Ende des Kalten Krieges, erlangte Benin internationale Aufmerksamkeit als erstes postkoloniales 
Land Afrikas, das seinen amtierenden Staatspräsidenten im Rahmen allgemeiner und freier Wahlen friedlich an der 
Wahlurne abwählte. Der Trend hin zu einem Mehrparteiensystem und offenerer Politik setzte sich in den folgenden 
Jahren in weiten Teilen des afrikanischen Kontinents fort.  
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Fazit und Ausblick 
 
Die Präsidentschaftswahl vom 12. April 2026 reiht Benin in den regionalen Trend 
demokratischen Rückschritts in Westafrika ein. Zwar bleibt das Land – im Unterschied zu 
anderen Staaten in Westafrika – bislang von erfolgreichen Militärputschen verschont.3 
Gleichwohl zeigen die Ereignisse der vergangenen Jahre, dass politische Stabilität zunehmend 
durch institutionelle Kontrolle statt durch offenen Wettbewerb gesichert wird. Kurzfristig 
dürfte die Wahl innenpolitische Kontinuität und wirtschaftliches Wachstum gewährleisten. 
Mittel- und langfristig jedoch stellt sich die Frage nach der sozialen und politischen 
Tragfähigkeit eines Systems, das mit begrenzter Teilhabe, sinkender Wahlbeteiligung und 
schwindendem Vertrauen einhergeht. Für Benin wird entscheidend sein, ob es der neuen 
Regierung gelingt, den begonnenen wirtschaftlichen Modernisierungskurs mit einer Öffnung 
des politischen Raums zu verbinden. Andernfalls könnte die fortgesetzte Einschränkung 
politischer Teilhabe die langfristige Stabilität des Landes untergraben.  

 
3 Der im Dezember 2025 vereitelte Putschversuch wurde durch eine rasche militärische Intervention der ECOWAS 
verhindert, die angesichts der Welle von Staatsstreichen in der Region bemüht ist, ihre institutionelle Glaubwürdigkeit 
zu wahren. Beobachter führen den Umsturzversuch sowohl auf Frustrationen infolge der politischen Marginalisierung 
oppositioneller Kräfte als auch auf sicherheitspolitische Spannungen im Zusammenhang mit der anhaltenden 
jihadistischen Gewalt im Norden Benins zurück. 
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